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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. August 1971 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung des von 
den Interventionsstellen zu zahlenden Preises für den 
Alkohol, der ihnen im Rahmen der vorgeschriebenen De- 
stillation der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung gelie- 
fert wird, und des dabei vom Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garan- 
tie, zu übernehmenden Anteils. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. Juli 1971 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Drude; Budidrudcerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung des von den Interventionsstellen zu zahlenden 
Preises für den Alkohol, der ihnen im Rahmen der vorge- 
schriebenen Destillation der Nebenerzeugnisse der Wein- 
bereitung geliefert wird, und des dabei vom Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, zu übernehmenden Anteils 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung er- 
gänzender Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Wein^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2612/70^), insbesondere auf 
Artikel 24 Absatz 3 Unterabsatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 24 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
und Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1171/71 des Rates vom 3. Juni 1971 über die 
Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinberei- 
tung •^) setzt der Rat vor dem 1. August für das 
nächste Weinwirtschaftsjahr den von den Interven- 
tionsstellen zu zahlenden Preis für den Alkohol der 
ihnen im Rahmen der vorgeschriebenen Destillation 
der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung geliefert 
wird, sowie die Beteiligung des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, an den diesen Stellen entstehen- 
den Kosten fest. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . zur Festsetzung der Orientierungspreise für 
Wein für den Zeitraum vom 16. Dezember 1971 bis 
15. Dezember 1972 '‘) werden für ein Jahr die Orien- 
terungspreise für Tafelweine gegenüber dem vor- 
herigen Zeitraum ab 16. Dezember 1971 erhöht; 
hieraus folgt billigerweise, daß auch der Preis für 
den an die Interventionsstellen gelieferten Alkohol 
entsprechend heraufzusetzen ist. 

Da sich jedoch der Vermarktungspreis des unter 
diesen Umständen gewonnenen Alkohols nicht nen- j 


nenswert geändert hat, ist der vom Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft zu übernehmende Anteil pauschal heraufzu- 
setzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für das Weinwirtschaftsjahr 1971/72 wird der 
von den Interventionsstellen zu zahlende Preis für 
den Alkohol, der ihnen im Rahmen der vorge- 
schriebenen Destillation der Nebenerzeugnisse der 
Weinbereitung geliefert wird, auf [68] Rechnungs- 
einheiten je Hektoliter reinem Alkohol festgesetzt. 

2. Die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abtei- 
lung Garantie, wird für das genannte Wirtschafts- 
jahr auf [9,5] Rechnungseinheiten je Hektoliter rei- 
nem Alkohol festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 27. Dezember 1970, S. 6 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 123 
vom 5. Juni 1971, S. 4 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
i vom . . ., S. ... 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vermerk über die Aufwendungen 

Da für das Wirtschaftsjahr 1971/72 noch keine Anga- 
ben über den Ernteertrag, den gemäß Artikel 24 Ab- 
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 festzu- 
legenden Hundertsatz und den für jede Weinbau- 
zone pauschal festzusetzenden natürlichen Alkohol- 
gehalt vorliegen, dürfte sich die Alkoholmenge, die 
im Rahmen der vorgeschriebenen Destillation von 
Nebenerzeugnissen der Weinbereitung voraussicht- 
lich an die Interventionsstellen geliefert wird, aus- 
gedrückt in Hektoliter reinem Alkohol auf etwa 
700 000 hl belaufen. 

Bei [9,5] RE je hl geliefertem reinen Alkohol kann 
die Beteiligung des Fonds im Weinwirtschaftsjahr 
1971/72 auf insgesamt 6 650 000 RE angesetzt wer- 
den. 


Begründung 

ln dieser Verordnung werden für das Weinwirt- 
schaftsjahr 1971/72 gemäß Artikel 24 Absatz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 der von der Inter- 
ventionsstelle zu zahlende Preis für den Alkohol, 
der ihnen im Rahmen der vorgeschriebenen Destil- 
lation der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung ge- 
liefert wird, und die Beteiligung des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Garantie, an den Kosten festge- 
legt. 

Bei dem Preis- und Beteiligungsvorschlag ist die 
Anhebung der Orientierungspreise im Weinsektor 
berücksichtigt worden, wie sie sich aus dem bereits 
dem Rat übermittelten einschlägigen Verordnungs- 
entwurf ergibt. 

Ein Kurzvermerk über die Höhe der durch Anwen- 
dung dieser Verordnung entstehenden Ausgaben ist 
in der Anlage beigefügt. 


3 



